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Metlerwolken am saarlän¬
dischen Mirtschaltskimmei .
Bon ihrem ständigen saarländischen Mitarbeiter wird der

Reichskorrespondenz „Nord -Süd " geschrieben :
N .. S . Von unserem saarländischen Mitarbeiter wird uns

geschrieben : Dunkle schwere Wetterwolken ballen sich seit den
letzten Wochen angesichts des furchtbar hart werdenden Win¬
ters mit all seiner wirtschaftlichen Not am saarländischen Wirt¬
schaftshimmel zusammen . Das Saarland ist bekanntlich
das deutsche Mündel des Völkerbundes , an dem dieser seine
Existenzberechtigung und Existenzfähigkeit zu beweisen eine
außerordentlich geeignete Gelegenheit hätte . Nach all den
mündlichen und schriftlichen Bitten und Vorstellungen der ver¬
schiedenen berufenen saardeutschen politischen und wirt¬
schaftlichen Delegationen und der Vertreter des Landesrates
durste das unglückliche deutsche Saargebiet von seinem Vor¬
mund erwarten , daß er wenigstens endlich einmal die Kla¬
gen des armen Mündels prüfen und nach dem Rechten
sehen würde . Statt dessen hat man seitens des Völker¬
bundes bis auf den heutigen Tag das Saargebiet als ein
Aschenbrödel behandelt und bitterste Enttäuschung , stei¬
gendes gefährliches Mißtrauen und unerträgliche Not sind die
Untrüglichen Vorzeichen der herannahenden Katastrophe . Das
Schmerzlichste für uns Saardeutsche — nicht für die zu Tau¬
senden bereits aus Frankreich eingewanderten zweifelhaften
Existenzen — ist die Tatsache, datz wir von einer» schier un¬
durchdringlichen Lügennetz umstrickt sind, und nicht einmal dre-
jenigen , die unsere Anwälte und Vormünder sein sollten , un¬
sere Lage durch persönlichen Augenschein studieren , unsere Not
kennen lernen und der Wahrheit auf den Grund gehen wollen .

Im Vordergrund steht die durch die französisch infizierte
Regierungskommission begünstigte , durch die fortgesetzte E i n -
wanderungvon Westen her täglich furchtbarer werdende
Wohnungsnot . Die Erhebung einer Wohnungsabgabe
und eines Zwanges aus Großkapital , Großindustrie (beide be¬
reits stark französisch durchsetzt ) uni > Gemeinden zum Bauen
find von der Regierungskommiffion kurzerhand abgelehnt wor¬
den, und die Bautätigkeit muß immer mehr stocken, »veil nach
den alten Methoden , wonach die Häuser mit % fremdem Ka¬
pital gebaut wurden , nicht mehr gebaut werden kann, ta
weder die Sparkassen noch das Privatkapital sich zur Herg ibe
von Y» der heute benötigten Bausumme verstehen kann . Die
immer häufiger und lauter erhobene Frankenforderung der
Hausbesitzer an die Mieter — zahlreiche Häuser sind bereits
in französischen Besitztum — ist um so unsinniger , als gerade der
bedürftigste Teil der Bevölkerung (und das ist der größere )
keine Franken hat und deshalb einfach nicht in der Lage ist, !
solchen Forderungen nachzukommen . Alle bisher eingebrachten
Wünsche, Beschwerden und Anregungen , das Wohnungs¬
problem doch endlich gesetzlich zu regeln sind von der
Regierungskommiffion einfach ignoriert worden , weil sie
ein Interesse daran hat, im Hinblick auf die spätere Abstim¬
mung die t r e u d e u t sch e n E l e m e nt e aus dem Saargebiet
mit der Zeit hinauszuekeln . In Saarbrücken
allein sind bereits über 10 000 Familien ohne
Wohnung und das Schlimmste dabei ist, daß jeder aus der
Fremde und namentlich aus Frankreich zugezogene (es ist nicht
immer gerade die creme , die sich im letzten Jahr im Sa .rr-
gebiet niedergelassen hat, um sich auf Kosten des saarländischen
Wirtschaftslebens mit Franken „gesund " zu machen) bei dem
jetzigen Regime mehr Anspruch auf eine Wohnung hat, als der
eingesessene Saarländer , der nicht die Macht hat, den Mieter¬
schutz gegen den Willen der Saarregierung aufrecht zu er¬
halten . Schon sind Kohle und I n d u st r i e, die Haupt¬
werte unseres Landes in fremdem Besitz und die Ge¬
fahr besteht, daß auch der Haus - und Grundbesitz vor
dem indirekten französischen Zugriff nicht mehr sicher ist. Des¬
halb muß zwischen Mietern und Hausbesitzern , im Jntereffe
der Erhaltung des Deutschtums an der Saar ein
Weg zur Einigung gefunden werden , und die Hausbesitzer
wögen sich der Tatsache bewußt bleiben , daß es im Saargebiet
eine Menge Leute gibt, deren Einkommen nicht genügt , um
nur die Wohnungeniete zu bestreiten . Die Armen im
Saargebiet sind tatsächlich zahlreicher und ärmer als die
ärmsten im armen Deutschland .

Durch die Frankenzuschüsse der Regierungskommiffion ist
auch die Baugenossenschaft des Saargebiets in eine
bedrängte Lage gekommen. Nominell hat die Genossenschaft
800000 Franken von der Regierung an Bauzuschüs -

erhalten , die in 14 ( ! ) Jahren zu tilgen sind. In Wirk¬
lichkeit aber hat sie keine Franken , soiidern jeweils den Tages¬
kurs in Markbeträgen erhalten , durchschnittlich etwa zum Kurs
w>n 18 M ., während zurzeit der Franken an der Saar auf
über 300 steht. Alle Berechnungen der Genossenschaft bezüglich

Verzinsung und Tilgung sind dadurch über den Haufen ge¬
worfen und die Mieter haben bereits über 80 Millionen Mark
Schulden und müffen demnächst m,t Mieten von 15 000
bis 20000 M . pro Monat rechnen. Schuld daran sind die
durchsichtigen Manöver der Regierungskommiffion , die unter
dem Deckmantel der Förderung des Wohnungsbaues durch ihre
Frankenpolitik diese zugrunde richtet und offensichtlich nur
darauf hinarbeitet , am Tag der Abrechnung nach 15 Iah -
ren dem verarmten Deutschland eine möglich st
große Frankenrechnung präsentieren zu können.

Zu der katastrophalen Wohnungsnot gesellt sich der das ganze
saarländische Wirtschaftsleben immer mehr zer¬
setzende Frankentaumel , unter dem die Preise eine
geradezu beängstigende Höhe, in Kürze für die Warkempfänger
österreichische Verhältnisse erreichen. Seit .» ei¬
nem letzten Saarbrief ist unsere heimische Wirtschaftsgrund¬
lage unter dem Einfluß des Franken und dem mit teuflischer
List ersonnene Währungsdualismus auf das tiefste erschüttert ;
wir pendeln verzweifelt zwischen Frankreich und Deutschland
hin und her und je nachdem die Währung eines der beiden
Länder steigt oder fällt , sind wir immer wieder neuen
Erschütterungen preisgegeben . Solange in den Ver¬
hältnissen zwischen Deutschland und Frankreich keine Besse-
rung «intritt , und die Währungen zueinander nicht st a b i li¬
ste r t werden , bleibt diese entnervende wirtschaftliche Unsicher¬
heit auch wenn sich die Saarländer allgemein auf den Franken
einstellen wollten . Auch dann müßten wir, sowohl mit Frank¬
reich wie mit Deutschland im Waren - und Güteraustausch
bleiben , könnten uns also den Währungsschwankungen gar nicht
entziehen , denn das Saarland ist nun einmal eine wirt¬
schaftliche Schlagader nach dem Osten und We -
sten hin . Ein Entfliehen vor der durch die große Politik
herauMschworenen Lage gibt es für das Saargebiet nicht.

Die ungeheuerliche Preissteigerung der letzten Woche hat
naturgemäß die Erhöhung der Löhne und Gehälter zur Folge
und es vergeht in allen Saarstädten und größeren Gemeinden
keine Stadtrats - und Gemeinderatssitzung , wo nicht B e s o l -
dungsfragen auf der Tagesordnung stehen. Der
einfachste Weg , aus den auf die Dauer einfach unhaltbaren
Verhältnissen herauszukommen , wäre der : Die Gemeinden ,
Städte und Kreise des ganzen Saargebiets zahlen grundsätzlich
die Markwährung nach den Sätzen des Reiches und als Aus¬
gleich für die besonderen Verhältnisse im Saargebiet und um
dem Grundsatz „Gleichstellung der Kommunal ,
beamt en mit den Staatsbeamten " nahe zu kom¬
men , einen Teuerungszuschlag in Franken . Samt »
liche Kommunen könnten dieser Regelung ohne weiteres zu¬
stimmen , da sie nach dieser Richtung hin jedenfalls leistungs »

! fähig sind . Auch die Regierungskommission und Privatindu¬
strie könnte sich dieser Regelung anschließen . Kürzlich wurde
eine von etwa 20 saarländischen größeren Betrieben gewählte
Arbeiterdelegation ohne ihre Gewerkschaftsführer bei der Saar¬
regierung vorstellig , um ihrer Entrüstung über unzureichende
Entlohnung Ausdruck zu geben . Die Regierung versprach, an
die Unternehmer heranzutreten mst dem Ersuchen, allge¬
mein die Frankenentlohnung einzuführe,n .
Man darf gespannt darauf sein , was die Unternehmer dazu
sagen . Jedenfalls werden sie die Regierung fragen , oib s i e die
Franken zur Verfügung stellen will . Ferner beab¬
sichtigt die Regierungskommiffion , dem Landesrat eine Vorlage
betr . allgemeine Frankeneinführung im gan .
zen Saarland zugehen zu lassen. Das klingt denn doch
höchst merkwürdig . Die Regierung hat ohne , ja gegen den
Willen der Bevölkerung dem Franken den Weg geebnet , und
nun , nachdem der Karren im Dreck steckt, und ihr vor der
weiteren Verantwortung graut , »wchte sie den Landesrat mit
allen weiteren Folgen belasten . Wir können uns einen Landes¬
rat , der auf einen solchen Leim kriecht, nicht denken. Die -
jenigen , die am Vertrag von Versailles mit seinem Währunqs -
dualismus für das Saargebiet geschaffen haben , und die Ver¬
antwortung für die Wohlfahrt des Saargebiets und seiner Be¬
wohner tragen , haben die Pflicht , unter eigener Verant¬
wortung die heutigen skandalösen Zustände zu beseitigen .
Ein Drücken und Verkriechen und ein Abladen der Verant¬
wortung gibt es für die Regierungskommiffion nicht, auch für
den — chinesischen Saarsachverständigen nicht. Sie hat die
gewollte Zerstörung des saarländischen Wirt¬
schaft sl e b e n s auf ihrem schuldbeladenen Gewissen , und
wenn einmal die Dämme reißen , und das heraufziehende Un¬
wetter am saarländischen Wirtschaftshimmel sich explosiv ent¬
ladet — und dazu kommt es unfehlbar — dann erst wird ihr
und dem französisch beeinflußten Völkerbund die Er¬
kenntnis dämmern , welches Unheil sie mit ihrer „Penetration
psciiique " angerichtet hat . Sie wird dann aber auch erkennen ,
daß die Saarbevölkerung grundsätzlich und praktisch deutsch
fühlt , denkt und handelt , deutsch war, ist und bleiben wird .

Das Kpmckenproblem' in
Delgien.

Ein französischer Gelehrter über die berechtigten Ansprüche bef
Flamen .

**, Der französische Universitätsprofessor A . M e i l l e t hat
den dankenswerten Versuch unternommen , die durch den Aus¬
gang des Weltkrieges und durch die unglückseligen Ve r t r ä g e
bon Versailles , Trianon , Sevres . St . Germai »
usw . noch schwieriger gewordenen Sprachen st reitsragen
in Europa in einem Buche „Les Langues dans l 'Eu .
rope nouvelle " wenigstens einigermaßen zu sichten . Natürlich
richtet sich dabei sein Hauptinteresse auf jene Gebiete» wo die
französische Sprache mit anderen Idiomen kämpft, vor allen ,
auf das Sprach enpr oblem in Belgien .

Der französische Wissenschaftler stellt dabei fest, daß da» Wal¬
lonische nicht schlechthin mit dem Französischen identifiziert wer .
den dürfe . Das Wallonische sei zwar eine romanische Sprach«^
weiche aber von dem. Französischen nicht unbeträchtlich ab.
Allerdings sei es richtig, daß der Wallone die französisch«
Sprache liebt . *

Wenn man die bekannte französische Eitelkeit berücksichtigt ^ s«
ist es ja anerkennenswert , daß Professor Meillet offen u . ohn«
Empfindlichkeit zugibt , datz der Flame der französischen
Sprache gegenüber einen ganz anderen Standpunkt einnehme ,
als fein wallonischer Mitbürger . Der Flame liebe dio
französische Sprache durchaus nicht . Als Grund
dafür gibt Meillet an : „Wenn der Flame fich das Französische
aneignen will , so stößt er auf di« größten Schwierigkeiten . Ein
Flame , der das Französische nicht von Kind auf gelernt hat, hat
die größte Mühe , es sich anzueignen . Seine Aussprache, sein«
Grammatik , sein Wortschatz bleiben ftemdartig . Daher ist eS
durchaus begreiflich , daß der Flame um die staat¬
liche Anerkenn UngdesZweisprachensh st emSiq
Schulbetrieben und an den Universitäten
kämpft .

"

Dieses Urteil wird den Flamen umso wertvoller sein, als eS
aus dem Munde eines französischen Gelehrten kommt,
der dem germanischen Flamentume sicherlich keine übermäßigen
Sympathien entgegenbringt . Die Flamen werden den Aus -
spruch Meillet 'z in ihrem harten Kampfe um ihre kulturelle
Gleichberechtigung ausgezeichnet benutzen können.

spolittscbe Neuigkeiten.
Die deutschen Ikepnrationsvorschlüge .
Das Reichskabinett trat Samstag nachmittag zu einer Sitzung

zusammen, in der ein Entwurf der der Reparationskommissto « zu
überreichenden konkreten Vorschläge besprochen wurde . Der
Entwurf wurde sodann einer Redaktionskommission zur Fest¬
stellung des endgültigen Wortlautes überwiesen .

Kurz vor 9 Uhr abends trat das Reichskabinett noch einmal zu¬sammen, um über die redigierte Fassung endgültig zu be¬
schließen . Diese Vorschläge sind Sonntag vormittag der Reparations¬
kommission überreicht worden .

Älberreichung der deutschen Vorschläge .
Die Vorschläge der deutschen Regierung zur Frage der Mark,

stabilisierung sind in der beschlossenen Form der ReParatiouSa
kommission überreicht worden. Die gemeinsamen Beratungen
von Reichsregierung und Repcrrationskommission werden heute
fortgesetzt . Nach Mitteilungen aus Kreisen der ReparationS -
kom-nnfsion scheint man dort von den Unterlagen der ReichS-
regierung nicht ganz befriedigt zu sein u . läßt weiterhin konkrete
Vorschläge , wie sie die Kommission im Auge hat, zu vermissen.

- k

Neuregelung der Ikrohlenliekerungen.
Die nächst« gemeinsame Sitzung der Reichs Regierung nüt der

Reparationskommission am Dienstag wird , wie das B.
T . hört , nicht die Markstabilisierung , sondern die Kohlenliefer¬
ungen Deutschlands zum Beratungsgegenstand haben. Die Rep»
rationskommission will di« Gelegenheit ioahrnehmen. um eine neu«
Vereinbarung darüber zu treffen und sie soll durchaus geneigt srm,die Darlegung von deutscher Seite zu würdigen . Man hofft, daß in
den Verhandlungen, an denen auch Vertreter der Kohlenindustrie
teilnehmen sollen, rin neues Abkommen erzielt wird, da- den
Bedürfniffen Deutschlands besser gerecht wird als das letzte.

Wie das Blcüt ferner aus Kreisen, die der Kommission nahe strhen,
erfährt , glaubt die Kommission , daß ein Weg gefunden werden kann,um den Gedanken einer Auslands -Goldanleihe zur Markstabt»
lisierung auf irgend welch« Weise in die Tat umzusetzen. Die Ent¬
scheidung hierüber werde wesentlich von dem Maß und dem Umfang
der Garantien abhängen, die di« deutscheRegierung von der Rcha-
rationskommission verlangen wird . Anscheinend wolle die Kommission
jedoch nicht von vornherein eine ablehnende Haltung einnehmen , son¬
dern auf eine Spezialdiskussion sich einlassen, die aber vermut
sich nicht vor Mitte dieser Woche in Gang kommen werde.



r Die Gewerkschaften kür den
Achtstundentag.

Die vier Spitzenverbände der Gewerkschaften sandten
eine Vertretung zum Reichsarbeitsminister , um ihn«
ihre Stellungnahme zur gegenwärtig viel erörterten Frage
der Arbeitszeit und ihrer gesetzlichen Regelung darzulegen .

Die Gewerkschaftsvertreter betonten , datz sie durch
«ine einseitige Behandlung dieser Fragen auf Seiten der
Unternehmer zur Sicherstellung ihres Standpunktes genötigt
seien. Sie verwahrten sich mit allem Nachdruck gegen die
Annahme, als sei die Steigerung der Produktion lediglich eine
Frage der Arbeitszeit . Sie werde vielmehr bedingt durch die
verschiedensten Faktoren ; insbesondere mühten die Unternehmer
selbst durch die Art ihrer Wirtschaftspolitik mehr als bisher
produktionssteigernd wirken . Die heutige Politik
der Kartelle und Truste verhindere tatsächlich die volle
Ausnützung der produktiven Kraft und schädige
die .Lebenshaltung des deutschen Volkes . Sehr zu beklagen
sei, daß auch die technischen und organisatorischen Möglichkeiten
nicht genügend ausgenützt würden .

Die Gewerkschaften seien der Überzeugung, dah zur Stei¬
gerung der Produktivität es keines Abweichens vom Grund¬
satz« des Achtstundentages bedürfe . Auf dessen Boden
seien die Gewerkschaften dazu bereit , bei gleichzeitiger An¬
wendung aller anderen produktionssteigernden Maßnahmen
ihre Mitwirkung guzusagen zu einer möglichst er -
giebigen Ausnutzung der Arbeitszeit und zu
ihrer Anpassung an die durch Zeit und Umstände bedingten
besonderen Bedürfniffe der Gesamtwirtschaft . Die Gewerk¬
schaften wünschen , dah die schivebeüde Arbeitszeitgesetz .

1
>ebung dem Rechnung trage dadurch, daß ste sich grund-
ätzlich auf den Boden des Achtstundentages stelle und gewisse

Ausnahmen für Notfälle vorsehe , aber im übrigen es den
Tarifverträgen überlasse, den Besonderheiten der wirtschaft¬
lichen Lage im Interesse des Gesamtwohls Genüge zu tun .
In diesem Zusammenhang erschien den Gewerkschaften eine
möglichst gleichzeitige Vorlage und Bearbeitung des Arbeitszeit¬
gesetzes mit den Tarifgesetzen, dem Arbeitsgerichtsgesetz und
der Schlichtungsordnung notwendig.

Der ReichSarbeitsmiuister
begrüßte diese Anssprache und betonte, dah die Reichsregierung
entschlossen sei, die sozialpolitischen Bedingungen der
Arbeitnehmer auf dem Gebiete der Arbeitszeit zu wahren .

Ebenso ernst aber sei die Verpflichtung der Regierung ,alles zu tun , um die deutsche Wirtschaft, daS deutsche Volk und
das deutsche Reich vor dem Zusammenbruch zu bewahren .
Daß sei zwar in erster Linie eine Aufgabe der Außenpolitik,
erfordere aber anderseits auch alle erdenklichen Anstrengungen
im Innern und nur das Volk, das seine eigenen Kräfte
regelt und ausnützt , habe Anspruch auf die Achtung und
Hilfe deS Auslandes . Er hoffe, . dah es, wie bisher, einer
Verständigung zwischen Arbeitnehmerschaft und Regierung
gelingen werde , alle diese Gesichtspunkte zur Geltung zu bringen.

Die deutsch- tttsultche Ironkerenz.
Unter Führung des litauischen Gesandten Schauten ist die Dele-

«atipn für die deutsch - litauischen Abrechnungs- und Wirt¬
schaftsverhandlungen in Berlin eingetroffen. Sir umfaßt
sechs Mitglieder . Heute wird unter Vorsitz des Leiters der Ostabtei¬
lung im Auswärtigen Amt, Frhr . v . Stockhammern , eine Er¬
öffnungssitzung abgehalten . Dir sachlichen Berawngen , die aus deut¬
scher Seite Herr v . Stockhammern fiihrt, solle » am heutigen Montag
im Auswärtigen Amt beginnen.

Di« Samstag eröffnet« deutsch-lüauische Konferenz wurde von dem
Leiter der Ostabteilung im Auswärtigen Amt, Baron v. Maltzahn ,
durch eine Ansprache begrüßt, in der er u . a. ausführte : Deutschland
und Lüauen seien heut« in der Lage zweier Nachbarn , die dir
gleichen Sorgen habm, von den gleichen Schwierigkeiten bedroht werden,
die daher gemeinsam « Interessen verbinden. Ein Zeichen
dafür, wie kräftig und natürlich die beidrrseüigen deutsch-litauischen
Jmerrffrn und Beziehungen waren, sei die Tatsache, daß beide Länder
Jahre lang ohne einen festen Kontakt in freundnachbarlichen
Beziehungen , in wirtschaftlichein und geistigem Austausch mit¬
einander gestanden haben und daß sie ohne starre Gebrauchsanweisungen
den Weg von hüben nach drüben und umgekehrt gefunden habm.
Das illegale, aber natürliche Verhältnis der beiden Länder nach
außen hin zu legalisieren und der Mitwelt gegenüber fest zu
verankern, sei dir Absicht der gegmwärtigm Zusammenkunft. Dir
Ausgabe der Konferenz sei eine zweifache . In erster Linie
komme ein Handelsvertrag in Betracht, in zweller Linie ein
Ausgleich in den Finanz - und WirtschaftSsragen .
Beide Aufgaben seim gleich wichtig. Man werde sich ihnm daher
mit derselben Hingabe, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeitwidmm muffen.

Die Ansprache schloß mit dem Ausdruck der Hoffnung, daß die Kon¬
ferenz, getragen von gegmseitigrr Freundschaft und gegenseitigem Zu¬
traum, zu einmi für beide benachbarte Staatm gesunden Ergebnis
führen mög

Der Ausgang der Mahlen in Sachsen .
Die grstrigm Wahlen zum sächsischm Landtag sind , soweit sich bis

zur Stund« sesfftellen läßt, bei sehr starker Beteiligung in ganz Sachsen
ohne bemerkenswerte Zwischenfälle vrrlaufm. Der uns bis jetzt vor-
lirgendm Wahlergebnis « aus den sieben größten Städten kann
man sich nur unter allem Vorbehalt als Unterlage zur Abschätzung
des Gesamtbildes bedienen. Die Resullate aus dm Landbezirken
fehlen bisher noch ganz und auch dir Zählungen in Leipzig , Chmmitz
und Dresden sind zur Stunde noch nicht vollständig abgeschloffm.
Bis jetzt zeigt sich insgesamt «in« klein « Verschiebung nachde « bürgerlichen Seite . In Zwickau , Plauen , Zittau
und Bautzen sind die Sozialisten einschließlich der Kommunisten
in der Minderheit geblieben, in Leipzig sind sie nach dem bis¬
herigen Teilergebnis in der Mehrheit . In Dresden habm ihre
Stimmen zugenommen . Das Verhältnis zwischen Kommunistm
und Sozialdemokraten scheint sich nicht wesentlich verändert zu habm;
eher dürsten die Kommunisten verlorm haben . Innerhalb der bürger¬
lichen Parteim ist eine kr ästige Zunah me der dem okratischen
Stimmen in Zwickau , Bautzm und Plauen bemerkmswert . Die
alte demokratische Hochburg Sachsens , Zittau, hat ihren Besitzstand
behaupt« . Hier und in Zwickau haben die Demokratm von allm
bürgerlichen Parteien die meisten Stimmen aus ihre Liste vereinigt.
In Leipzig hingegm sind sie zu Gunsten der Deutschen Volks¬
partei erheblich zuruckgegangen Ähnlich scheinen die Dinge in
Chemnitz zu liegm . wo sich ein starker Ausschlag nach dem
kommunistischen und deuffchnationalen Extrem bemerkbar macht .

Wahrscheinlich werden auch im nmm Landtag wiederum dl«
Kommunistm das Zünglein an der Wage bllden. Sowefl sich di«
Wahlergebnisse überblickm laffm , wird di« Sozialdemokratie
« in Viertel Stimmen mehr als die bürgerlichen Parteim auf»
gebracht habm .

Eiuzelresultate .
In Dresden flehen 166 765 Sozialistm einschließlich Kommunistm

J64 340 Bürgerliche gegenüber. Deutschnationale 54 780, Dmiokraten
28440 , Dmffche BoÜspartei 65 850, Sozialdemokrate » 140 220 ,
Kommunisten 19 050, Zentrum 4 393 , Dmtsch-Sozial« 5081 und
Wirlschastspartei 185 . — DaS Ergebnis von Zwickau - Stadt ist :
Sozialdemokraten 15 846, Demokratm 7 409 (bei dm vorigen Wahlen
5 844 ), Deuffche Bolkspartei 6 443 . Deutschnanonale 5 466 Kom¬

munisten 3 436/ -Zentrum 437 , Deutsch-Soziale 29 .. - Plauen : .
Eozialbmiokraten 17 752 , Demokraten 5 036, Dmtsche Bolkspartei
10 675 , Deutschnationalr 14 623, Kommunistm 6192 , Zentrum 414,
Deuffch -Sozialr 301 . — Zittau : Sozialdemokratm 6211 , Drmo-
kratm 4 429, Deuffche Bolkspartei 3 523, Deuffchnationale 2 083,
Kommunistm 587 , Zmtrum 462, Deutsch-Soziale 66. WirffchaftS-
partei 140. — Bautzen : Sozialdemokratm .6073 , Demokratm 3030,
Deuffche Bolkspartei 4 779, Deutschnationale 2 571 , Kommunistm 502 ,
Zentrum 996 , Deutsch -Sozial« 82 , Wirtschaftspakte! 18.

Bon 291 Wahlbezirken in Leipzig - Stadt liegm bisher 237 Re¬
sultate vor . Deuffchnationale 43 972, Deuffche Bolkspartei 84 951 ,
Zmtrum 2 473, Demokratm 24 344, Bereinigte Sozialdemokr . 109 715,
Kommunfftm 34 335.

*

Bei den Landtagswahlen vom 14 . November 1920 wurdm bei einer
WahlbeteUigung von 70,12 Prozent 2072 339 Stimmen abgegeben.
Davon mtfirlm auf die Mrhrheitssozialistm 587 526 , die Unab¬
hängigen 286 984, die Kommunistm 117 359, dir Rmkommunistm60111 , die Deuffchnationale Volkspartei 434 293 , die Deuffche Bolks¬
partei 385 810, die Demokratische Partei 159 801 , daS Zmtrum22 731 und die Wirffchastliche Bereinigung 17 724 Stimmm . Die
Mandate verteilten sich folgmdermaßm : 27 Mehrhettsfozialdemo»
kratm, 13 Unabhängige , 9 Kommunistm , 20 Deuffchnationale, 18
Bolksparteiler , 8 Demokratm . 1 ZmtrumSabgeordnetrr .

Die bsnnoverkche Frage .
Währeud das Organ der Deutsch - Hannoverschen Partei

(Welfen), die „Hannnoversche Landeszeitung "
, bis jetzt die

Abstimmung über die hannoversche Frage immer als nahe
bevorstehend bezeichnet hatte , teilte in einer öffentlichen Ver¬
sammlung in Lüneburg der deutsch -hannoverschePastor Prellemit , datz seine Partei den Gedanken einer . Abstimmungüber ein neues Hannover bis zu einem Zeitpunkt
zurückgestellt habe, an dem die deutschen Interessen es
erlaueten , eine solche Abstimmung borzunehmen . OberpräfidentRoske bekannte sich in einer anderen Versammlung als
schärfster Gegner eines selbständigen Han .
nover und erklärte den Kampf der Deutsch-Hannoveraner
für aussichtslos .

Ministerpräsident v . Brnilling.
Die Koalitionsparteien — die Deutschnationale Mit¬

telpartei und der Bayrische Bauernbund — haben sich in ihrer
Samstagsitzung dem Vorschlag der Volkspartei, den Landtags¬
abgeordneten und früheren Kultusminister Dr . v. Knilling
zum Ministerpräsidenten zu wählen, an geschlossen . So
ist deffen Wahl durch den Landtag gesichert . Am Dienstag
halten die drei Koalitionsparteien noch ' einmal Fraktionssitzun¬
gen ab.

Die deutschnationale „ München - Augsburger Abend¬
zeitung " bemerktzu der Berufung v. Knillings : » Im Anfang
seiner parlamentarischen Tätigkeit schien Herr von Knillingdem linken Flügel seiner Partei zuzuneigen , doch hat seine
politische Haltung , besonders in der jüngsten Vergangenheit ,keine Beweise für diese Annahme erbracht." In der rechts,radikalen . Münchner Zeitung " wird die Kandidatur Knil.
lings sehr kühl ausgenommen .

Das Mrtett im Prozeß Dermes .
In dem Prozetz gegen die „Freiheit " wurde der Angeklagte

H ei ! { eI zu 10 000 M Geldstrafe und zur Tragungder Kosten des Verfahrens verurteilt . MinisterDr . Hermes wurde die Publikationsbefugnis im „Vorwärts ",in der „Germania " und in der „Köln. VolkSzeitung" auf
Kosten des Angeklagten zugesprochen. Die in betracht kom.
menden Platten der „ Freiheit " werden eingezogen und un¬
brauchbar gemacht.

Schwere Plünderungen in Forst .
In Forst (Lausitz ) kam es zu schweren Plünderungen

in der dortigen Textilindustrie . Eine grotze Menschenmenge
versammelte sich dort vor dem Rathause , um zu erfahren ,
welchen Ausgang die schwebenden Lohnverhandlungen nehmen
würden . Ein Versuch , in das Rathaus einzudringen , wurde
abgewiesen, und nun zog die Menge durch die Stratzen und
zwang die Lebensmittelgeschäfte, ihre Waren zu niedrigen
Preisen abzugeben. Mehrere Kaufhäuser und ein Schuhgeschäft
wurden geplündert und die Scheiben zerschlagen . Auch die
Tuchlager zweier Fabriken wurden ausgeraubt .

Gewerkschaftsführer und besonnene Arbeiter versuchten die
Menge zu beruhigen , was ihnen auch nach längerer Zeit gelang .
Von Cottbus aus wurde eine grössere Abteilung Schutz¬
polizei herbeigeholt, die weitere Ausschreitungen verhinderte .
Bisher sind etwa 30 der Plünderer verhaftet worden. Es
handelt sich meist um auswärtige Arbeiter, die in Baracken
untergebracht sind. Auch viele Jugendliche , sogar Kinder ,
hatten sich an den Ausschreitungen beteiligt.

Tum Lobnlrampk im Vuchdruckgewerbe.
Der Schiedsspruch, nach welchem die Löhne vom 5 . bis 18.

November um 55 Prozent und vorn 19. November bis 1 . De¬
zember uni 70 Prozent gegenüber den Oktcürerlöhnen erhöht
werden sollten (im Spitzenlohn eine Erhöhung um 3370,50 M . ),
wurde von den Brbeitgedervrrtretern abgelehnt. Anlatz dazu
gab die gegenwärtig katastrophale wirtschaftliche Lage des deut¬
schen Buchdruck- und Zeitungsgewerbes .

Polens Vormachtstellung
im Danziger Daten .

Der HafenauSschutz für daS Gebiet der Freien
Stadt Danzig , dem bekannüich die Verwaltung und
Nutzbarmachung des Danziger Hafens übertragen wurde , hat
im Januar d. I . entschieden , dass bei Verpachtung von Ge¬
bäuden und Speichern, die dem HafenauSschutz gehören, polni¬
schen Gesellschaften kein Vorzugsrecht bewilligt werden soll.
Gegen diese Entscheidung erhob die polnische Regierung
E i n s p r u ch beim Volke rbundsobcrkommiffar mir der Be¬
gründung , die Gesamtheit der Gelände und Gebäude , die dem
HafenauSschutz zur Verfügung stehen , sei in erster Linie für
den polnischen Ein « und Ausfuhrverkehr er¬
forderlich , und deshalb müsse diesem ein Vorzugsrecht
beim Erwerb von Gebäuden eingeräumt werden. Den: gegen ,
über stellte die Danziger Regierung sich auf den Standpunkt ,
dah das Eigentum deS Hafenausschusses in unparteiischer
Weise verteilt u>erden müsse , und wies besonders darauf hin,
datz bereits beträchtlicher Grundbesitz an polnische Firmen im
Hasengebiet vergebet, wurde, von deur gar kein Gebrauch ge.
macht lvurde. Neun Fälle dieser Art, wo eine vollkommene
Brachlegung nutzbaren Gebietes eingetreten ist, wurden an»
geführt . Von polnischer Seite wurde Gebiet im Danziger
Hafen erworben , dieses aver vollkommen unbeirutzt gelaffen.

Trotz dieser Tatsache hat der Völkerbundsober ,
komm ' fsar unter dem 27 . Oktober eine Entscheidung
gefällt, die im allgemeinen den polnischen Standpunkt unter -
ktübt. Ls heiflt darin , datz der HafenauSschutz bei der Ver¬

pachtung seines Eigentums folgende Grundsätze anwenden
soll : 1 . Datz nicht nur die Förderung , sondern die Heran-
ziehung polnischer Ein » und Ausfuhrwaren notwendig sei,2. dass polnische Ein . und Ausfuhrtvaren mehr Förderung be.
nötigen , als Danziger Ein - und Ausfuhrwaren , 3. dah der
HafenauSschutz einen genügenden Teil seines Eigentums unter
eigener Verwaltung behalten soll, 4. dah „in dem Falle , wo
fich ein Kaufmann oder eine Firma von anerkannt polnischer
Staatsangehörigkeit mit einen: Kaufmann oder einer Firmavon anerkannt Danziger Staatsangehörigkeit im Wettbewerb
um die Pachtung von Eigentum des Hafenausschuffes bewirbt
und beide gleich erwünscht als Pächter sind, dem Bewerber
polnischer Staatsangehörigkeit der Borzug gegeben lverden
soll ." — Da diese Entscheidung den Interessen der Freien
Stadt Danzig nicht entspricht, wird der Senat beim Völker ,
bund dagegen Einspruch erheben .

Das Fsszlstenregime .
Der Ministerpräsident Muffolini erklärte einer Abordnungder Pretzvereinlgung , er gedenke die Pressefreiheit nicht

zu beschränken , aber jedes Pressevergehen auf Grund
des Gesetzes gerichtlich zu verfolgen .

Am Jahrestag der Schlacht von Vittorio Veneto richtete die
Regierung einen Aufruf an das Volk , der die Notwendig,
feit betont , sich den harten Erfordernissen der Zeit anznpaffen .
Die Regierung gedenke zu regieren und werde regieren . Alle
ihre Kräfte werden dazu bestimmt sein, den Frieden im
Innern zu sichern und das Ansehen der Ration im
Auslande zu erhöhen. Durch Arbeit, Disziplin und Zusam¬
menhalten werde Italien die Krise allmählich überwinden und
einer Epoche der Wohlfahrt und Grösse entgegengeheu.

Mussolini empfing den italienischen Delegierten bei der
Repärationskomchission , Salvago Raggi , mit dem
er die gegenwärtig in Berlin zur Erörterung stehenden Probleme
prüfte . Raggi verlieh sodann Rom, um sich wieder nach Ber»
lin zu begeben.

Muffolini hat an sämtliche Vertreter Italiens ein Rund¬
schreiben gerichtet, in dem er an die Vorschrift erinnert , dass
von den Vertretern Italiens im Auslande keinerlei
Interviews oder öffentliche Erklärungen ohne ausdrückliche
Genehmigung der italienischen Regierung abgegeben werden
dürften .

Gegen Mussolinis Diktatur .
Ein Anzeichen für das Erwachen des Widerstande -

gegen die Faszisten - Regierung ist ein Aufruf , den die
Leitung der republikanischen Partei erläßt , in dem es u . a.
heisst : „ Italien hat keine Regierung , es hat eine Diktatur
der herrschenden Klaffen, die das Volk zurückdrängen und an
seinen: Aufstieg verhindern wollen. Italien hat keinen poli.
tischen Willen und keine neue Verwaltungsorganisation , die den
Bedürfnissen des ganzen Volkes zu entsprechen vermöchte."

Die Ikonkeren ; von Lausanne .
Man rechnet mit der Wahrscheinlichkeit, datz die englisch »

Regierung eine Hinausschiebung der Konferenz von Lau .
sänne beantragen wird , was den dem Quai d'Orsay nahe,
stehenden Blättern Anlaß gibt, aufs neue einer Vorkonferenz
zwischen der Türkei einerseits und den drei alliierten Haupt¬
mächten andererseits zum Zwecke des Abschluffes eines Präli¬
minarfriedens das Wort zu reden. Auf der andern Seite
äußert ein nicht unbeträchtlicher Teil der Pariser Presse an¬
wachsendes Missvergnügen über die vorbehaltlose Zu -
ftimmung der französischen Regierung zu allen
Winkelzügen der Regierung von Angora - Das von
Sowjetrutzland in London gestellte Verlangen , nicht nur

!
u den Verhandlungen über die Regelung der Meerengenftagen ,
andern auch zu den Friedensverhandlungen zugelaffen zu

werden, tvird hier sehr entschieden bekämpft .
»

Wie die Moskauer „ Prawda " aus Angora erfahren haben
will, sei der Rücktritt des Außenministers Jussuf Kemol
durch die Erfolglosigkeit seiner Bemühungen hervorgerufen
worden, die vollberechtigte Zulassung Sowjetruhlands zur
bevorstehenden Orientkonferenz durchzusetzen .

Die Moskauer „Jswestija " erklären, falls es nicht zu einer
Teilnahme Rußlands an der Konferenz von Lausanne
kommen sollte , würde Russland nicht nur sich völlige Handlungs¬
freiheit Vorbehalten , sondern auch der Türkei den Abschluss
einer Militärkonvention Vorschlägen , die den gewalttätigen
Plänen der Entente im Orient ein Ende bereiten würde .

Havas berichtet aus Angora , Hassan Beq, der ehemalige
Finanzminister , sei zum Finanzbeirat der Konferenz von
Lausanne ernannt worden.

Angora und Ikonstantinopel .
Die „ Morning Post " und „ Daily Mail " melden aus Kon»

stantinopel , dass die Nationalversammlung von Angora be»
schloffen Hai, den Sultan und die Regierung vo »
Kon stantinopel wegen Hochverrats unter An «
klagezustellen . ^

Nach einer Havasmeldung aus Konstanünopel ist das St »,
lamlikfest in der gebräuchlichen Weise begangen worden .
Der Sultan hat sich nach der Jildiz -Moschee begeben und
dort nach alter Sitte die Glückwünsche der Minister . Staats »
würdenttäger und religiösen Persönlichkeitenentgegengenommen .
Um 4 Uhr nachmittags sind der Aussen -, der Innen - und der
Marinemimster sowie der Scheik -ül-Jslam zum Palast zurück -
gekehrt . Sie haben unter dem Vorsitz des Sultans eine Sit¬
zung abgehalten , von der die Anhänger Angoras un¬
ter den Ministern ausgeschlossen waren . Diese
haben erklärt , wenn sie heute nicht von den Verhandlungen
im Palaste in Kenntnis gesetzt würden , würden ste z u r ü ck -
treten und den anderen Ministern die Verantwortung für
die etwaige» Folgen überlassen^

Nach einer Havas -Meldung aus London veröffentlichen die
Blätter ein Telegramm aus Konstanttnopel , wonach dort daS
Gerücht von einer bevorstehenden Abbeförderung der englische «
Truppen umläuft .

Ikurze polit. Nsckrickten.
* gnr Hochzeit ke8 Kaisers In einem geschloffenen Aut»

deffen Fenster verhängt waren , verließ das Paar nach de«
Ziviltraunug den Anbau des Schlaffes und fuhr durch die Haupt¬
alleen des Parkes nach Haus Doorn - Unter den Hochzeitsgäste«
befanden fich u . a . Prinz Heinrich, die Prinzessin von Hessen,
die Prinzessin von Schaumburg -Lippe, die beiden Schwester«
d«S Kaisers , der Kronprinz , Prinz Eitel Friedrich, di« Schwest«
der Braut , Fürittn Stolberg -Roffau mit ihrem Gatten Für «
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